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Änderungsantrag zu PB.Z-01

Von Zeile 114 bis 122:
Auch die Corona-Krise hat wieder einmal gezeigt, dass Deutschland bei Forschungsdaten weit

hinter vergleichbaren Ländern zurückliegt. Während in den USA viele Daten quasi in Echtzeit

vorlagen und politische Maßnahmen zeitnah evaluiert werden konnten, fehlen bei uns

hinreichende und schnell verfügbare Daten. Wir wollen das ändern und zeitnah Daten der

Forschung und den politischen Entscheidungsträger*innen zur Verfügung stellen. Dafür richten

wir ein Forschungsdatenzentrum beim Statistischen Bundesamt ein, mit einem gesetzlichen

Forschungsauftrag und einem eigenen Forschungsinstitut. Wir werden auch Unsicherheiten bei

der Datenverknüpfung beseitigen und ein Datentreuhandzentrum einrichten, das, unter

Datenschutzauflagen, Daten aus unterschiedlichen öffentlichen Statistiken verknüpfen darf.der

Verfügbarkeit von Daten weit hinter vergleichbaren Ländern zurückliegt. Während in den USA

viele Daten quasi in Echtzeit vorlagen und politische Maßnahmen zeitnah evaluiert werden

konnten, fehlen bei uns hinreichende und schnell verfügbare Daten. Wir wollen das ändern und

zeitnah Daten der Forschung, den politischen Entscheidungsträger*innen und der

Zivilgesellschaft zur Verfügung stellen. Dafür richten wir ein Dateninstitut ein, das Modelle für

bessere Datenverfügbarkeit entwickelt und erprobt, gemeinsam mit Verwaltung, Wirtschaft,

Wissenschaft und Zivilgesellschaft. Notwendig ist ein Paradigmenwechsel von einzelnen

Datensilos in Sektoren hin zu gemeinsamen Standards, um zum Beispiel über

Datentreuhandmodelle einfacheres und vertrauensvolles Datenteilen zu ermöglichen.

Begründung

Es ist gut, dass wir als Grüne klarmachen, dass wir Daten besser verfügbar machen wollen, die bei

der Bewältigung von Herausforderungen helfen können. Dabei geht es aber nicht nur um

Forschungsdaten (das wäre auch besser im Kapitel Forschung zu diskutieren) und es geht auch

nicht nur um politische Entscheidungsträger*innen als Zielgruppe. Die gesamte Zivilgesellschaft

kann zur Verfügbarkeit von Daten beitragen und auch von ihr profitieren.

Es braucht daher nicht ein weiteres Forschungsdatenzentrum, zumal es in verschiedenen Sektoren

schon viele Forschunsgdatenzentren gibt und der Name so verwirrend sein kann. Zum anderen ist

es fraglich, ob wir uns im Wahlprogramm auf das Statistische Bundesamt als Ort für ein

Dateninstitut festlegen sollten. Ein allgemeines Dateninstitut, das verschiedene Modelle für bessere

Datenverfügbarkeit erforschen und auch erproben kann, scheint eher dem genannten Ziel eines

handlungsfähigeren Staates durch bessere Datenlage angemessen.
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